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Zur Rentenentscheidung des Bundesrates:

Keine Lobby für die Ostrentner
Von Prof. Dr. Ernst Bienert

Der Bundesrat lehnte Anträge aus Schwe-
rin und Berlin zur Schließung der Gerechtig-
keitslücken bei der Überführung der DDR-
Renten ab.

Die erneut geführte Debatte, wie es um
die ostdeutschen Renten steht, und die dazu
veröffentlichten Leserzuschriften zeigen, dass
die Problematik nach wie vor ein Dauerbren-
ner ist.

Trotz der Urteile des Bundesverfassungs-
gerichts vom April 1999 und zahlreicher, meist
negativer Entscheidungen des Bundessozial-
gerichts geben die vom Renten- und Versor-
gungsunrecht Betroffenen in den neuen Län-
dern nicht auf. Sie weisen mit Recht darauf
hin, dass man allein aus einer relativ hohen
Durchschnittsrente im Osten nicht schlussfol-
gern darf, dass die Rentengerechtigkeit be-
reits Einzug gehalten hat. Ein derartig pau-
schaler und oberflächlicher Vergleich wird der
Realität nicht gerecht und ignoriert zum Bei-
spiel, dass im Osten alle früheren und dann
beseitigten Zusatz- und Sonderversorgungen
heute als gesetzliche Renten ausgewiesen
werden, analoge Zahlungen für entsprechen-
de Berufsgruppen im Westen aber gar nicht
in der Rentenstatistik erscheinen.

Der rot-roten Landesregierung in Schwe-
rin gebührt Dank und Anerkennung für die
mutige Initiative, die offenen Ostrentenpro-
bleme in den Bundesrat eingebracht zu ha-
ben, nachdem der Bundestag im Mai 2002
einen entsprechenden Antrag der damaligen
PDS-Bundestagsfraktion zum wiederholten
Male abgewiesen hatte. Am 14. März ist nun
auch diese neuerliche Initiative gescheitert,
weil  außer  Mecklenburg-Vorpommern  und
Berlin alle anderen Ländervertreter keinerlei
Bereitschaft zeigten, sich sachlich mit den vor-
gelegten Anträgen zu beschäftigten.

Die Art und Weise des Umgangs ist be-
zeichnend  für  das  hohe  Maß  an  Ignoranz
und Heuchelei, mit der alle so genannten und
selbst ernannten Volksparteien an die Ost-
rentenprobleme herangingen und herange-
hen.  So  zeichnete  sich  bereits  in  den  Aus-
schussberatungen im Februar ein Scheitern
der Schweriner Initiative ab, weil die Schwe-
riner Sozialministerin bei der Begründung des
Antrages die berechtigte Auffassung vertrat,

dass Rentengerechtigkeit unteilbar ist und
das Grundgesetz für alle Bürger gleicherma-
ßen gelten müsse. Vor allem Sachsen, Thü-
ringen und andere CDU-regierte Länder hat-
ten einen Streit um die Renten für ehemali-
ge MfS-Mitarbeiter entfacht und gedroht,
den gesamten Antrag scheitern zu lassen,
wenn Mecklenburg-Vorpommern nicht bereit
wäre, den Antrag auf die Punkte »abzu-
schmelzen«, bei denen ein Konsens erreicht
werden könne.

Zur Erinnerung:
Auszug aus dem „Memorandum der
Bundesregierung vom 2. September
1956 zur Frage der Wiederherstellung
der Deutschen Einheit“
(Übergeben am 7. September 1956 durch die
Botschafter der Bundesrepublik Deutschland in
Moskau, Washington, Paris und London)
„14. Die Bundesregierung ist der Überzeu-
gung, dass freie Wahlen in ganz Deutsch-
land, wie sie auch immer ausfallen mögen,
nur den Sinn haben dürfen, das deutsche
Volk zu einen und nicht zu entzweien. Die
Errichtung eines neuen Regierungssystems
darf daher in keinem Teile Deutschlands
zu einer politischen Verfolgung der An-
hänger des alten Systems führen. Aus die-
sem Grunde sollte nach Auffassung der
Bundesregierung dafür Sorge getragen
werden, dass nach der Wiedervereinigung
Deutschlands niemand wegen seiner po-
litischen Gesinnung oder nur weil er in Be-
hörden  oder  politischen  Organisationen
eines Teils Deutschlands tätig gewesen ist,
verfolgt wird.“
(Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bun-
desregierung Nr. 169/S. 1625 vom 8. September 1956)

� Fortsetzung auf Seite 2

Am 14. März aber wurde bei der Behand-
lung des Schweriner Antrages im Plenum des
Bundesrates deutlich, dass es bei dem Streit
gar nicht um die MfS-Renten ging. Die Ver-
treter  des  rot-roten  Berliner  Senats  hatten
nämlich inzwischen einen Änderungsantrag
eingebracht, in dem alle Fragen der Zusatz-
und Sonderversorgungen – also auch die MfS-
Problematik – nicht mehr enthalten waren.
Wer aber geglaubt hatte, dass es jetzt Chan-
cen für diesen auf Wunsch »abgeschmolze-

nen«  Antrag  geben  könnte,  sah  sich  ge-
täuscht.  Auch  dieser  neue  Berliner  Antrag
wurde ohne große Diskussion abgeschmet-
tert. Die MfS-Renten waren ein vorgescho-
benes Argument gewesen und wurden nur
benutzt, um die Ablehnung überhaupt be-
gründen zu können.

Weder  bei  den  Parteien  im  Bundestag
noch bei den Ländern im Bundesrat besteht
die Bereitschaft, die Ostrentenproblematik
weiter zu diskutieren. Typisch dafür ist die
Rede der SPD-Abgeordneten Waltraud Lehn
im Bundestag am 19. März 2003. Sie beklag-
te bei der Diskussion über den Sozialhaushalt
2003 die hohen Rentenausgaben für den
Osten als Fehlentwicklung. Wörtlich: »Für das
Zusatzversorgungssystem Ost müssen inzwi-
schen 2,5 Milliarden Euro bereitgestellt wer-
den. Wohlgemerkt, ich rede von einer Zusatz-
rente«. Die Anzahl der Rentner, »die nach
dem AAÜG, einem Gesetz aus der Kohl-Ära,
und der Rechtsprechung des BSG Anspruch
auf höhere Renten haben«, nehme weiter zu,
so Lehn. Es könne »nicht richtig sein, dass wir
13 Jahre nach der Wiedervereinigung eine
Rentenformel Ost haben, die es vielen Ren-
tenbeziehern  in  den  neuen  Bundesländern
erlaubt, sich auf dem Klagewege höhere Ren-
ten als ... in Westdeutschland zu erstreiten,
nur weil es damals diese Zusatzversorgungs-
systeme gab, in die weder sie noch andere je
eingezahlt haben«.

Obwohl Lehn aus dem Wahlkreis Reckling-
hausen II (Nordrhein-Westfalen) stammt, so
ist doch nicht anzunehmen, dass sie von den
Rentenfragen im Osten gar nichts versteht.
Wer von einer Sache gar nichts versteht, soll-
te doch lieber schweigen, als seine Inkompe-
tenz als Bundestagsabgeordnete derart zu
offenbaren. Ich glaube vielmehr, dass Lehn
in den Chor derer einstimmen wollte, die be-
wusst der Öffentlichkeit ein falsches Bild von
den Rentenproblemen des Ostens vermitteln
und glauben, dass die ständige Wiederholung
von Unwahrheiten irgend wann doch einmal
geglaubt wird. Frau Lehn und andere »Ren-
tenexperten« sollten aber wissen, dass die
Leute wegen uneingelöster Versprechen (»Al-
len wird es besser gehen« oder »Die Renten
sind sicher«) und wiederholter Lügen miss-
trauisch geworden sind und sehr genau hin-
hören, wer wann etwas sagt.

Den Rentnerinnen und Rentnern ist bis
heute nicht erklärt worden, warum sich die
SPD vor der Bundestagswahl 1998 vehement
gegen das Rentenstrafrecht für Ostrentner
ausgesprochen hat, nach der Wahl jedoch
trotz eindeutiger Urteile des Bundesverfas-
sungsgerichts nicht bereit war, das Renten-
strafrecht vollständig  zu  beseitigen.  Wenn
auch  der Bundesrat die Anträge aus Schwe-
rin und Berlin zur Beseitigung noch immer
bestehender Rentenlücken  abgewiesen  hat,
wird  der Kampf weiter gehen.

Die Sozialverbände sind sich darin einig,
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dass es keine Ruhe geben wird, so lange of-
fensichtliche  Ungerechtigkeiten  bestehen.
Zugleich wird der Widerstand gegen die neu
zu erwartenden Maßnahmen zum Abbau so-
zialer Leistungen verstärkt, die im Auftrage
der Bundesregierung von Hartz, Rürup und
anderen »Sozialreformern« ausgedacht wer-
den. Hierbei geht es auch nicht nur um Hun-
derttausende Ostrentner, sondern es stehen
die Existenz des Sozialstaates und damit die
Interessen von Millionen Arbeitnehmern und
Rentnern in Ost und West auf dem Spiel.

(Aus ND vom 31. 3. 2002)

�

Zur  gleichen  Problematik  äußerte  sich
Siegfried Felgner, Mitglied des Vorstandes
und Landesbearuftragter für Mecklenburg-
Vorpommern. Er schreibt unter anderem:

... Der zum Ausdruck gebrachte Wille der
Landesregierung von Mecklenburg-Vorpom-
mern, vor allem politisch für alle Menschen-
gruppen rentenrechtliche Verbesserungen zu
erreichen,  die  noch  durch  Gerechtigkeits-
lücken  und  Rentenstrafrecht  benachteiligt
sind, wurde vor allem auch durch bedauerli-
ches Abstimmungsverhalten der neuen Län-

� Fortsetzung von Seite 1 der, außer Berlin, negativ beeinflusst.

Obwohl wir immer realistisch und ohne zu
große Illusionen den Weg der Initiative seit
der Einbringung im Juni 2002 kämpferisch be-
gleitet haben, wird es notwendig sein, dar-
aus, nicht nur in unserem Verein, jetzt ent-
sprechende Schlussfolgerungen auf allen Vor-
standsebenen zu ziehen. Dies auch deshalb,
weil unsere gerade beschlossene „Politische
Konzeption“ des Vorstandes weiter darauf
setzt,  Rentenunrecht  besonders  auch  poli-
tisch, durch Erreichen entsprechender politi-
scher Mehrheiten zu bekämpfen, wie es gera-
de jetzt mit dieser Initiative in Mecklenburg-
Vorpommern und Berlin möglich wurde ...

Unser Dank ... deshalb an die Politiker und
Parteien der jetzigen Regierung von Meck-
lenburg-Vorpommern,  besonders  denen  im
jetzt von Frau Dr. M. Linke (PDS) geführten
Sozialministerium, für das verantwortungs-
volle Verhalten im Bundesrat.

Sie, die Politiker der SPD und PDS unseres
Landes wissen es genau so wie unsere mit uns
in diesem Kampf verbündeten Org./Vereine
und deren Mitglieder, dass das Erreichen des
Einbringens der Bundesratsinitiative ein lang-
jähriger kontinuierlicher hartnäckiger poli-
tisch aber fairer Kampf war.

Die Politiker aller Parteien im Land, die sich
mit Bestehen unseres Vereins in M-V seit 1991
unseren Fragen, Kritiken, Bitten und For-
derungen stellten und weiter stellen wollen,
verdienen unseren Respekt.

Um aber in Zukunft politisch zu überzeu-
gen  und  rentenrechtliche  Veränderungen
erkämpfen zu können, setzt dies noch ein
gemeinsameres  hartnäckigeres,  kontinuier-
licheres sowie abgestimmteres Handeln aller
an diesem Kampf beteiligten Organisationen,
Vereine und Verbände sowie deren Mitglie-
der in den neuen Ländern und  Berlin voraus.

Rentenunrecht / Rentenstrafrecht ist poli-
tisch gewollt, es muss abgestimmt mit unse-
rem juristischen Kampf deshalb auch politisch
weiter bekämpft werden.

Aus  der  TIG  Schwerin  übersandte  uns
Freund S. Markgraf ebenfalls einen, im we-
sentlichen, inhaltsgleichen Artikel zur glei-
chen Problematik, die ihn zu der Schlussfolge-
rung führt:

Das Scheitern der Bundesratsinitiative des
Landes MV zur Überwindung aller Überfüh-
rungslücken im Rentenrecht stärkt uns in un-
serer Überzeugung: Nur wer nicht kämpft hat
schon verloren…wir werden nicht nachlassen,
unsere gerechten Forderungen zu vertreten.

Aus unseren
TIG

Aktivitäten gegen den IRAK-Krieg
Aus verschiedenen TIG – so aus Chemnitz,

Wurzen, Suhl und Stendal u. a. – erreichten
uns  Protestschreiben und Appelle an den
Bundeskanzler bzw. an Präsident Bush, in de-
nen die sofortige Beendigung des Krieges ge-
fordert wird. Besonders der in Chemnitz ini-
tiierte Aufruf an die ehemaligen Angehöri-
gen der bewaffneten Organe der DDR, sich
mit ihrer Unterschrift eindeutig gegen Krieg
und militärische Gewalt auszusprechen, fand
bereits in vielen TIG und auch in weiteren Ver-
bänden und Vereinen breiten Zuspruch.

�

Die vertrauensvolle Zusammenarbeit der
TIG Rostock mit Vereinen und Verbänden des
Territoriums im Kampf um Rentengerechtig-
keit ist weiter gefestigt worden. Mitte Fe-
bruar 2003 richteten wir gemeinsam mit der
Volkssolidarität, der Gesellschaft zum Schutz
von Bürgerrecht und Menschenwürde, dem
Bund der Ruhestandsbeamten, Rentner und
Hinterbliebenen, dem Sozialverband VdK so-
wie dem Seniorenverein der Universität Ro-
stock „Forderungen für eine verlässliche Ren-
tenpolitik“ an führende Politiker der Bundes-
republik … darunter an den Bundeskanzler,
an Bundesminister und an politische Einrich-
tungen. In den Forderungen nach Rentenge-

rechtigkeit und Rentensicherheit wird darauf
hingewiesen,  dass  diese  nicht  nur  auf  die
neuen Bundesländer gerichtet sind, sondern
ebenso die längst überfällige Rentenreform
zur Einhaltung des Generationenvertrages in
der gesamten Bundesrepublik betreffen. Der
Vorstand der TIG beschloss, Mitte des Jahres
weitere gemeinsame Schreiben an ausge-
wählte Politiker zu initiieren, um den Druck
zum Erreichen der Rentengerechtigkeit zu
erhöhen.

Helmut Grohmann
�

TIG Schwedt – Hilfe für Nachbarn
Stille ruht der See! So in etwa ließe sich

die  gegenwärtige  Situation  in  der  TIG
Schwedt/Oder beschreiben. Diese zählt im-
merhin noch 30 Mitglieder. Leider haben in
der Vergangenheit aus den verschiedensten
Gründen einige Mitglieder, auch des Vorstan-
des, der heimischen TIG den Rücken gekehrt.
Doch nach einer Ruhepause soll das Vereins-
leben wieder angekurbelt werden. Dies wol-
len das noch verbliebene Vorstandsmitglied
Hans-Dieter Claus und weitere aktive Mitglie-
der. Das bekundeten sie während einer Zu-
sammenkunft Anfang März in der Oderstadt.
Ermutigt wurden sie dabei vom stellvertre-
tenden Vorsitzenden der ISOR e.V. Prof. Dr.

Horst Bischoff und vom ISOR-Geschäftsfüh-
rer, Karl-Heinz Hypko. Beide informierten aus-
führlich über den gegenwärtigen Stand und
weitere Vorhaben des politischen und juristi-
schen Kampfes gegen noch bestehendes Ren-
tenunrecht.  Die  eigenen  Kräfte  verstärken
und die Zusammenarbeit mit allen möglichen
Verbündeten suchen, darauf orientierte Prof.
Dr. Bischoff. Gleichzeitig empfahl er, Initiati-
ven auszulösen, mit denen Einfluss auf ent-
scheidende Politiker genommen werden kön-
ne. Er erläuterte auch die ISOR-Position, das
entschiedene Nein zu einem von den USA ini-
tiierten Irak-Krieg. Gäste der Schwedter wa-
ren auch TIG-Vorstandsmitglieder aus der
benachbarten Kreisstadt Prenzlau. Hans-Joa-
chim Möllenberg, dort langjähriger TIG-Vor-
sitzender, sagte Unterstützung beim Ankur-
beln zu. So gab es mit Hilfe der AG Recht aus
Prenzlau am 20. März nach längerer Unter-
brechung wieder Rat und Auskünfte für Rent-
ner von Sonderversogungs- bzw. Zusatzver-
sorgungssystemen der DDR. Mit der Bildung
eines neuen, arbeitsfähigen Vorstandes könn-
te das Ankurbeln in Schwedt gelingen.

     Benno Butschalowski
�

Aus den TIG Prenzlau, Strausberg und
Treptow/Köpenick erreichten uns Berichte
über Versammlungen auf denen allesamt ein
positives Fazit über die Arbeit im vergange-
nen Jahr gezogen werden konnte.

In der Versammlung der TIG Treptow und
Köpenick wurde ein Brief an Bundeskanzler
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Schröder verabschiedet, in dem es u. a. heißt:

Sehr geehrter Herr Bundeskanzler,
...

Obwohl die rentenrechtlich gröbsten Fehl-
entscheidungen bereits aufgehoben worden
sind, bestehen noch immer, 12 Jahre nach der
Vereinigung, große Gerechtigkeitslücken. Der
Bundesgesetzgeber sollte nicht erst einen
Auftrag des Bundesverfassungsgerichtes an
die Politik abwarten, sondern selbst wirksam
werden. Dem Großteil unserer Mitglieder
verbleibt nicht mehr viel Zeit, er ist hoch be-
tagt. Es ist geboten, die Fortschreibung der
Rentenformel für ehemalige Angehörige des
MfS, die das Einkommen nur bis zum Durch-
schnitt anerkennt, zum Positiven zu verän-
dern. Überhöhte Einkommen ließen sich vor
Eingang in die Rentenformel bereinigen.
Geschichtsaufarbeitung ja, aber bitte nicht
mit Sozialrecht.

Bereits in der Stellungnahme des Aus-
schusses für wirtschaftliche, soziale und kul-
turelle Rechte der Vereinten Nationen vom
Dezember 1998 zum Bericht der BRD wurde
diese aufgefordert, „als ein Akt nationaler
Versöhnung zu sichern, dass den Mitarbeitern
des öffentlichen Dienstes, Fachleuten und
Wissenschaftlern, die mit dem alten Regime
der ehemaligen DDR verbunden waren, Ent-
schädigung gewährt wird sowie zu sichern,
dass solche Entschädigung sowohl adäquat
als auch fair ist, um so viele wie möglich von
ihnen in den Hauptstrom des Lebens in
Deutschland einzubeziehen und/oder, soweit
angebracht angemessene Rentenregelungen
anzubieten“.

Viele der mit der BRD verbundenen oder
nahestehenden Staaten in ähnlicher Lage
handelten so. Wir erwarten von der Politik
der BRD, dass sie ihrer nationalen Verantwor-
tung gerecht wird und entsprechend handelt.

�

TIG Schmalkalden/Bad Salzungen. Um
die Jahreswende wurde die Gedenkstätte des
Hauptmann und Kompaniechefs der ehema-
ligen Grenztruppen der DDR, Rudi Arnstadt,
erneut von unbekannten Tätern, geschändet.
Hptm. Rudi Arnstadt war bekanntlich in Aus-
übung seines Dienstes auf dem eigenen Terri-
torium von Tätern aus der damaligen BRD er-
schossen worden. Die Gedenkstätte wird lie-
bevoll  von  ehemaligen  Angehörigen  der
Grenztruppen, die in der Kameradschaft „Flo-
rian Geyer e.V.“ vereint sind, gepflegt. Un-
sere ISOR-Mitglieder sehen in der Schändung
einen erneuten Beweis, dass es der Politik bis-
her nicht gelungen ist, wie in der jüngsten
politischen Konzeption des ISOR-Vorstandes
Berlin festgestellt, die Rachsucht gegen ehe-
malige Angehörige der bewaffneten Orga-
ne der DDR im Interesse des inneren Friedens
zu überwinden. In solidarischer Haltung unse-
rer Mitglieder übergaben wir der Kamerad-

schaft „Florian Geyer e.V“ aus einer Spontan-
spende 146 Euro zur Wiederinstandsetzung
und Pflege der Gedenkstätte von Rudi Arn-
stadt und der Wahrung seiner Totenruhe in
ehrendem Gedenken.

 Werner Hänßler

Aus der
Postmappe

Der Vorsitzende der TIG Magdeburg, Sieg-
fried Korth, hat in ISOR aktuell Nr. 12/02
über die Zusammenarbeit von Vereinen und
Verbänden in Magdeburg berichtet. Von mei-
ner Seite möchte ich den Bericht ergänzen
und dabei auch auf die Entstehungsgeschich-
te des Vereins SOLIDUS Magdeburg einge-
hen – worin auch die Grundlage für die gute
Zusammenarbeit zwischen SOLIDUS e.V. und
der TIG Magdeburg zu sehen ist. Der Verein
SOLIDUS wurde in Magdeburg 1991 gegrün-
det. Im Mittelpunkt stand dabei der Gedan-
ke der Solidarität. Zielstellungen in der Ar-
beit sind die gleichen wie bei ISOR. Mitglie-
der wurden ehemalige Mitarbeiter des Staats-
apparates der DDR, ehemalige Angehörige
von VEB, ehemalige Angehörige der bewaffne-
ten Organe und aus anderen Bereichen. Als
sich die ISOR-TIG Magdeburg organisierte,

mehr vorhanden war und ist. SOLIDUS hat
heute noch etwas über 40 Mitglieder aus dem
Bereich Magdeburg und Umgebung. Ein Teil
dieser Mitglieder sind auch Klienten des RA-
Büros Bleiberg und Schippert. Die enge Zu-
sammenarbeit zwischen SOLIDUS und der TIG
Magdeburg  kommt  auch  darin  zum  Aus-
druck, dass SOLIDUS ihren Vereins- und Ver-
sammlungsraum der TIG Magdeburg für Vor-
standssitzungen , Rentenberatungen u.a. Ver-
anstaltungen zur Verfügung stellt. Auch das
ist Zusammenarbeit und Solidarität. Zum Ab-
schluss sei erwähnt, dass die von Siegfried
Kohrt in ISOR aktuell 12/02 erwähnte Re-
daktionskommission inzwischen als erste Ar-
beit Schreiben an den Bundestagspräsiden-
ten, den Bundeskanzler, den Bundesratspräsi-
dent, den Petitionsausschuss des Bundestages
sowie die Regierungschefs der neuen Bundes-
länder einschließlich Berlin erarbeitet hat. Im
Mittelpunkt  der  Schreiben  stehen  der  Be-
schlussantrag des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern zur Schließung von Lücken im
Rentenrecht der BRD und die anhängigen
Musterklagen.

Werner Wild, Vors. SOLIDUS Magdeburg
�

Mit anhaltender Energie und Ausdauer
schreibe ich nicht nur an den Petitionsaus-

wurde der Kontakt aufgenommen und 1993
trat die Mehrzahl der Mitglieder von SOLIDUS
der TIG Magdeburg bei. SOLIDUS hatte da-
nach über 100 Mitglieder und blieb weiter-
hin bestehen, da außer den ehemaligen An-
gehörigen der bewaffneten Organe auch Bür-
ger aus anderen Bereichen dort Mitglied wa-
ren. Aus dem Vorstand des Vereins SOLIDUS
wurden Mitglieder in den TIG-Vorstand ge-
wählt, von denen ein Teil noch heute aktiv
tätig ist. Die ganzen Jahre ist einzuschätzen,
dass es auch von Vorteil bei der Durchsetzung
gemeinsamer Interessen war, dass ein Verein

schuss des Deutschen Bundestages wegen der
Beseitigung der noch immer gültigen Straf-
bestimmungen des Rentenrechts, sondern zu-
letzt habe ich mich an den Bundeskanzler,
Herrn Gerhard Schröder, auch in seiner Eigen-
schaft als SPD-Vorsitzenden, gewandt. Mein
Schreiben vom 30. Januar 2003 basiert auch
auf den ND-Artikeln vom 17. und 21. Januar
2003. Äusserst schnell hat der Mitarbeiter im
Bundeskanzleramt,  Herr  Schuknecht-Kan-
towski, mit seinem Brief vom 12. Februar 2003
geantwortet. Diese Antwort aus dem Kanz-

Zeichnung: Breuer, Waren
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leramt unter SPD-Regie ist im Prinzip iden-
tisch mit denen, die unter CDU-Herrschaft ge-
schrieben wurden. Auch die gegenwärtige
Regierung ist nicht bereit die Rentengerech-
tigkeit wieder herzustellen, sondern sie hält
fest an der Bestrafung der DDR-Staatsnahen.
Beantwortet wurde auch nicht die Frage nach
der Einhaltung der Wahlversprechen der SPD
zur Bundestagswahl 1998, das die Abschaf-
fung des Rentenstrafrechtes zum Inhalt hat.

Wenn auch zur Zeit nur mit ablehnenden
Antworten zu rechnen ist, muss das ständige
Mahnen, Erinnern und vor allem der Druck
auf die Regierenden und Abgeordneten al-
ler Fraktionen anhalten, damit keine Ruhig-
stellung erreicht wird. Leider muss ich durch
meine jahrelange Betreuerarbeit feststellen,
dass die Anzahl der „Trittbrettfahrer“ nicht
abgenommen hat, sondern verstärkt auch bei
Jüngeren in Erscheinung tritt, die der Auffas-
sung sind, dass ein ISOR-Beitritt nicht lohnt,
weil ja ohnehin dann alle von gesetzlichen
Regelungen profitieren! Aus diesem  Grun-
de  ist  es  empfehlenswert,  dass ISOR-ak-
tuell durch die Betreuer auch den Noch-
nicht-Mitgliedern übergeben wird, damit sie
sich eines Besseren besinnen und unsere Ge-
meinschaft durch ihren Beitritt stärken!

                                  Armin Lufer, Berlin
�

Den folgenden Leserbrief ... habe ich ...
an mehrere Zeitungen geschickt.

„Wir Rentner freuen uns, dass trotz der
derzeitigen finanziellen Probleme die Renten
in den neuen Bundesländern zum 1. Juli um
voraussichtlich 1,4 Prozent steigen werden.
Zum Glück hat sich der Arbeitgeberpräsident,
Herr Hundt, mit seinem Vorschlag, allen Rent-
nern erstmal eine Null-Runde zu verordnen,
nicht durchsetzen können. Unsere Glücksge-
fühle werden freilich getrübt, wenn wir bei
genauem Hinsehen feststellen müssen, dass
die Differenz zwischen den aktuellen Renten-
werten Ost und West – nämlich 3,16 Euro –
exakt weiter erhalten bleiben wird. Das sind
im Jahr für einen Standardrentner auch wei-
terhin 1.706,40 Euro! Bei dem nunmehr vor-
gesehenen Tempo der Rentenangleichung
würde niemand der heutigen Ost-Rentner die
Renteneinheit erleben. Das Stigma „OST“ auf
unseren  Rentenbescheiden  bliebe  uns  auf
ewig (also bis zu unserem Ableben) erhalten.
Übrigens: Von Juli 1996 bis Juli 2003 hat je-
der Ost-Standardrentner insgesamt 14.722,15
Euro ungewollt und nur, weil er im Osten lebt,
zur Sanierung der Rentenkassen beigetragen.
Das entspricht immerhin mehr als sieben der
von Herrn Hundt gewünschten Nullrunden.“

Horst Körner, Dessau
�

In ISOR-aktuell Nr. 8/2002 wird auf „Die
Sicherheit – Zur Abwehrarbeit des MfS“

Bei anderen gelesen

aufmerksam gemacht. Ich selbst war nie An-
gehöriger des MFS, habe aber als langjähri-
ger Mitarbeiter des Arbeitsgebietes I der Kri-
minalpolizei – auch in Leitungsfunktionen –
bei der Bekämpfung der Kriminalität (dazu
gehörten eben die Vorbeugung, Verhinde-
rung, Aufdeckung und Aufklärung von Straf-
taten) sehr viel Berührungsgspunkte und da-
mit Einblicke in die Arbeit verschiedener Be-
reiche des MfS erhalten. Bei dieser Tätigkeit
habe ich Kenntnisse gewonnen, die sich voll
inhaltlich mit den Ausführungen decken. Ich
habe das in der praktischen Arbeit kennen
gelernt, was die Autoren geschrieben haben.
Dieser Teil meiner Lebenserfahrung führt
dazu, dass ich weiter Mitglied von ISOR bin,
obwohl für mich  seit  1997  das  Rentenstraf-
recht  nicht mehr angewendet wird und ste-
he zu den Aufgaben, die sich lSOR zur voll-
ständigen Beseitigung des Rententrafrechts
gestellt hat. Dabei habe ich durchaus Ver-
ständnis für Menschen, die sich durch die Tä-
tigkeit des MfS ungerecht behandelt fühlten
und fühlen, welches sicherlich in einzelnen
Fällen begründet ist. Auch jetzt in der BRD
erlebe ich immer wieder Menschen, die dar-
über verärgert sind, weil sie sich von allen
möglichen Institutionen  ungerecht  behan-
delt  fühlen und behandelt werden. Das be-
gründet aber nicht die jahrelange und nicht
enden wollende Kampagne gegen die ehe-
maligen Angehörigen des MFS.

Siegfried Kaluziak, Feusdorf

Auf dem BüchermarktHerr Baring und das Rentenunrecht
Zu »Von einem der auszieht, das Fürchten zu
lehren« (ND vom 19.11.):

Michael Mutz, Leiter des Referats für So-
zialgerichts- und sonstige Verfahrenssachen
der BfA, stellte 1999 fest: »Als das Renten-
überleitungsgesetz im Jahr 1991 beschlossen
wurde, ahnte wohl kaum einer seiner geisti-
gen Väter, dass rund acht Jahre später – ge-
nau gesagt seit dem 28. 4. 1999 – das diesem
Gesetz zu Grunde liegende Konzept (soweit
es  sich  auf  die  Zusatz-  und  Sonderversor-
gungssysteme  bezog)  fast  vollständig  zer-
trümmert in der rechtspolitischen Landschaft
läge«.

Was hat dies nun mit Baring zu tun? Mutz
zitiert in seinem Artikel aus jenem berühmt-
berüchtigten Buch »Deutschland, was nun«?,
Siedler-Verlag 1991, eine Passage, in der es
heißt: »Die heutige Lage in der ehemaligen
DDR ist in der Tat vollkommen anders als bei
uns nach 1945. Das Regime hat fast ein hal-
bes Jahrhundert die Menschen verzwergt,
ihre Erziehung, ihre Ausbildung verhunzt.
Jeder sollte nur noch ein hirnloses Rädchen
im Getriebe sein, ein willenloser Gehilfe. Ob
sich heute dort einer Jurist nennt oder Öko-
nom, Pädagoge, Psychologe, Soziologe, selbst

Arzt oder Ingenieur, das ist völlig egal: Sein
Wissen ist auf weiten Strecken völlig un-
brauchbar«.

War jene Auffassung, die Baring offen und
unverschämt vertritt, nicht der geistige Nähr-
boden für jenes 1991 beschlossene Renten-
überleitungsgesetz? Hat der freiheitliche
Rechtsstaat – wenn man der Auffassung von
Baring folgt – nicht nur das Recht, sondern
geradezu die moralische Pflicht, die Renten
der Privilegierten zu kürzen? Der Kampf der
Betroffenen hat zu einem Teilerfolg geführt.
Das erste Rentenüberleitungsgesetz musste
1999 vom Bundesverfassungsgericht in we-
sentlichen Punkten korrigiert werden. Das
Bundesverfassungsgericht  hat  u. a.  festge-
stellt, dass der Eigentumsschutz auch dann
zum Tragen kommt, wenn Rentenansprüche
und -anwartschaften durch Arbeitsleistungen
erworben wurden und die durch Lebensleis-
tung erreichte relative Position innerhalb der
jeweiligen Rentnergeneration erhalten blei-
ben solle.

Inzwischen hat man allerdings den Ein-
druck, dass diese Entscheidungen Muster
ohne Wert sind. Die politische Klasse der Bun-
desrepublik Deutschland zeigt wenig Bereit-
schaft, wie das 2. AAÜG erkennen lässt, dass
Renten- und Versorgungsunrecht vollständig
und für alle Betroffenen zu beseitigen. Ich
befürchte,  dass  die  Denkmuster  des  Herrn
Professor Baring längst nicht überwunden
sind und in dieser Hinsicht Maxime politischer
Entscheidungen bleiben.

Prof. Dr. Edo Albrecht, Berlin

„Die Zeche jedes Krieges zahlt das Volk mit
seinem Blut.“

Mit diesem Resümee beschließt Kurt F.
Neubert, Jahrgang 1924, seinen Erstlingsro-
man „Unter den Schwingen des Geiers“.
Dieser Satz birgt zugleich das Erkenntnisziel,
dem er seinen Helden, den Panzerfahrer Karl
Hellauer, schließlich zuführt. Der Weg zu die-
sem Ziel ist mühsam und schmerzvoll; führt
er doch durch die Feuer und Schrecken des
Krieges, die Hellauer als Soldat von Mitte
1941 bis zum bitteren Ende erlebt und erlei-
det. In der Tradition des klassischen Entwick-
lungsromans gestaltet Neubert die konflikt-
reiche Wandlung des jungen Arbeiters aus
dem Mansfeldischen vom begeisterten Kriegs-
freiwilligen zum überzeugten Kriegsgegner.
Erschütternde Erlebnisse und nachwirkende
Begegnungen an der Front und in der Hei-
mat lassen Karl Hellauer reifen und zu grund-
legend neuen Ansichten gelangen.

Neuberts Roman trägt deutlich autobio-
graphische Züge. Jene Passagen, in denen er
ganz offensichtlich eigenes Erleben unmittel-
bar wiedergibt, sind die einprägsamsten in
der Fülle des Geschehens das der Autor mit
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der Handlung ausbreitet. Es ist ein ehrliches,
ein empfehlenswertes Buch, das Kurt F. Neu-
bert vorlegt. Und was die Aktualität angeht,
so sei aus dem Nachwort zitiert. „Jeder Krieg
nimmt dem Menschen seine Hoffnungen und
Träume ... Doch die gestrengen Kriegsleute–
ziehen nun unter dem Banner der Terroris-
musbekämpfung im Namen der Menschlich-
keit und Freiheit über den Erdball, um all die
Völker zu unterjochen, die ihnen nicht un-
tertan sein wollen.“            Wilfried Göldner
ISBN 3-8311-0838-2                             Preis 17,50 e

Jahreshauptversammlung im
Wohn- und Ferienheim Heideruh

Das Wohn- und Ferienheim Heideruh e. V.
führte am 22. März 2003 die Jahreshauptver-
sammlung durch. Wir, als ISOR e. V. Mitglied
im Verein Wohn- und Ferienheim Heideruh,
waren dazu mit einem Vertreter aus dem
Vorstand eingeladen. Von den ca. 250 Mitglie-
dern des Vereins waren 50 anwesend.

In diesem Jahr ging es neben der Rechen-
schaftslegung des Vorstandes von Heideruh
auch um die Neuwahl des Vorstandes, die
entsprechend der Satzung nach 3 Jahren not-
wendig wurde. Der neue Vorstand wurde mit
10 Mitgliedern in seine verantwortungsvolle
Aufgabe gewählt.

Wenn man bedenkt, dass dieses schmuk-
ke Kleinod am Rande der Lüneburger Heide
fast ausschließlich in ehrenamtlicher Arbeit

geführt wird (nur der Koch ist im Angestell-
tenverhältnis), kann man das Engagement
des Vorstandes und der vielen fleißigen Hel-
fer nicht hoch genug einschätzen. Der Vor-
stand konnte in seinem Rechenschaftsbericht,
so wie bereits im Vorjahr auch, eine positive
Bilanz aufzeigen. Die Bettenkapazität ist zu-
mindest  vom  Frühjahr  bis  in  den  späten
Herbst sowie über alle Feiertage ausgelastet.
Die schon zur Tradition gewordenen Veran-
staltungen, so z. B. das Sommerfest oder der
Kaffeeklatsch in Berlin-Grünau und div. an-
dere Veranstaltungen waren wiederum vol-
le Erfolge.

Die allgemeine Kostenentwicklung mach-
te es jedoch erforderlich, ab 2003 die Preise
um ca. 3,– e pro Tag und Person incl. Vollver-
pflegung auf 34,– bzw. 39,– e zu erhöhen.

Selbstverständlich war sowohl im Rechen-
schaftsbericht als auch in der Diskussion der
gerade begonnene Krieg der USA und seiner
Partner  gegen  den  Irak  ein  wesentlicher
Schwerpunkt. Die Teilnehmer waren sich dar-
in einig, dass es darauf ankommt – egal wie
der Krieg ausgeht – die Friedenskräfte in
Deutschland zu stärken und zu mobilisieren,
die Grundrechte der Bürger dauerhaft zu si-
chern und zu verteidigen sowie dazu beizu-
tragen, eine Weltherrschaft der USA zu ver-
hindern und Kriege auszuschließen.

Hans-Peter Speck

zum 96. Geburtstag:
Else Berndt, Berlin-Friedrichsfelde
zum 93. Geburtstag:
Annemarie Grzam, Gera
zum 90. Geburtstag:
Alfred Becker, Berlin-Friedrichshain
zum 89. Geburtstag:
Kurt Koch, Suhl
Elli Wachs, Erfurt
zum 88. Geburtstag:
Elfriede Ache, Suhl
Kurt Karczewski, Berlin-Köpenick
zum 86. Geburtstag:
Willi Schläwicke, Neuenhagen
zum 85. Geburtstag:
Gerhard Grimm, Leipzig
Klara Mross, Dresden
zum 80. Geburtstag:
Helmut Dick, Berlin-Weißensee
Heinz Eckert, Berlin-Marzahn
Gerhard Eismann, Berlin-Hohenschönhausen
Herbert Gasch, Berlin-Hohenschönhausen
Gerda Günther, Leipzig
Ernst Haack, Sachsenhausen
Albert Haferburg, Berlin-Mitte
Alfred Helm, Chemnitz
Rudolf Klose, Berlin-Lichtenberg
Josef Lehndeckel, Leinefelde
Martha Mikosch, Berlin-Karlshorst

Eduard Palzer, Schleiz
Margarete Pinder, Berlin-Treptow
Wolfgang Reinhold, Bad Saarow
Ursula Romann, Frankfurt/O.
Harri Rüger, Rostock
Georg Salfert, Berlin-Friedrichsfelde
zum 75. Geburtstag:
Liesbeth Baldauf, Berlin-Hohenschönhausen
Edeltraud Bartel, Berlin-Lichtenberg
Fritz Bassüner, Belzig
Herbert Brosch, Berlin-Hellersdorf
Christel Czichotzke, Berlin-Friedrichshain
Edmund Eismann, Gera
Egon Engelmann, Berlin-Köpenick
Waltraud Eltze, Berlin-Friedrichsfelde
Werner Fesel, Wismar
Rudolf Freitag, Prenzlau
Erwin Gehrmann, Frankfurt/O.
Hermann Glöckner, Dresden
Iris Gogol, Cossebaude
Johanna Goldhahn, Berlin-Treptow
Werner Grusa, Aschersleben
Lothar Gruß, Weißenfels
Elsbeth Günzel, Berlin-Friedrichsfelde
Margot Haftenberger, Berlin-Lichtenberg
Heinz Hauke, Berlin-Marzahn
Manfred Heidrich, Dresden
Ingeborg Hillmann, Eggersdorf
Günter Hofmann, Glaubitz
Margitta Hoffmann, Altenburg

Erich Horn, Landsberg-Gütz
Kurt Jendrek, Leipzig
Herbert Keil, Berlin-Treptow
Paul Kessel, Bad Liebenwerda
Marga Kozerka, Berlin-Karlshorst
Willi Kucharski, Berlin-Marzahn
Werner Kunze, Glienicke
Horst Mau, Rostock
Hans-Peter Michalke, Berlin-Treptow
Olli Mumme, Rostock
Arno Müller, Berlin-Treptow
Roland Müller, Plauen
Lienhard Nitschke, Berlin-Treptow
Gerhard Peyerl, Chemnitz
Gerhard Pflegel, Annaberg
Alfred Pilz, Berlin-Hellersdorf
Horst Pohl, Cottbus
Ursula Reinhardt, Berlin-Köpenick
Horst Rump, Potsdam-Waldstadt
Harry Rüdiger, Berlin-Friedrichsfelde
Valeria Sawallisch, Aschersleben
Hans Sawatzki, Hoyerswerda
Edith Schielmann, Neubrandenburg
Dr.Günter Sens, Neu-Boltenhagen
Werner Sergel, Cottbus
Georg Steiger, Leipzig
Irmgard Stiller, Osterburg
Adelheid Tschirpke, Dresden
Henry Werner, Potsdam-West
Manfred Wolff, Potsdam-Babelsberg

Die AG Recht
informiert§

Rentenanpassung 2000
Zum 1. Juli 2000 wurden die Rente be-

kanntlich  nur  nach  der  Inflationsrate  und
nicht nach der Einkommensentwicklung an-
gepasst. Damit hat die rot-grüne Regierung
schlicht auf Kosten der Rentner gespart. Vie-
le haben das nicht hingenommen und Wider-
spruch eingelegt.

Das Bundessozialgericht hat in einem Ur-
teil am 30 Juli 2002 die Klage in einem Muster-
verfahren zurückgewiesen. Zur Begründung
hat das Gericht auf die Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts Bezug genom-
men. Danach ist es dem Gesetzgeber von Ver-
fassungs wegen erlaubt, solche Einschnitte zu
Lasten der Rentner vorzunehmen, wenn es
zur Finanzierbarkeit aller Renten erforderlich
ist. Der Einschnitt muss nur alle Rentner glei-
chermaßen treffen. Das war im Juli 2000 der
Fall.

Dennoch wurde gegen das Urteil des Bun-
dessozialgericht Verfassungsbeschwerde er-
hoben (Aktenzeichen: 1 BvR 1736/02).

Die gegen die Rentenanpassung im Juli
2000 erhobenen Widersprüche ruhen in der
Regel. Wenn trotzdem ein Widerspruchsbe-
scheid zugehen sollte, kann man seinen An-
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Ehre ihrem Andenken.

Wir trauern um unsere
verstorbenen Mitglieder
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Der Vorstand teilt mit

spruch durch Klage aufrechterhalten. In die-
sem Fall sollte man sogleich das Ruhen des
Verfahrens beantragen, um den Ausgang der
Verfassungsbeschwerde (Az: 1 BvR 1736/02)
abzuwarten. Eine anwaltliche Unterstützung
wird aus Kapazitätsgründen  in der Regel lei-
der nicht möglich sein.

Der Vorstand beurteilte auf seiner Sitzung
am 26. 3. 2003 die politische und juristische
Lage.

Auf das Schärfste verurteilte der Vorstand
den Beginn des Krieges der USA gegen den
Irak. Der Vorstand ruft alle Mitglieder unse-
rer Initiativgemeinschaft auf, sich weiter an
Protestaktionen gegen diesen Krieg zu betei-
ligen. Wir fordern die sofortige Beendigung
aller Kriegshandlungen.

Mit Bedauern beurteilte der Vorstand das
Scheitern der Initiative der Landesregierung
Mecklenburg-Vorpommern sowie des Vor-
schlags des Senats von Berlin im Bundesrat
zur Beseitigung noch vorhandener Renten-
ungerechtigkeiten.

Die Umsetzung der politischen Führungs-
konzeption des Vorstandes wird konsequent
fortgesetzt.

Der Vorstand nahm einen Bericht über die
mündliche Urteilsbegründung der 35. Kam-
mer des Sozialgerichtes Berlin vom 21. 3. 2003
entgegen. In allen 25 abgehandelten Verfah-
ren wurde die Klage als zulässig erklärt und
gleichzeitig als unbegründet abgewiesen.

Die Urteile sind Ausdruck der verbreiteten
Haltung der Sozialgerichte, die auf 1,0 EP be-
grenzte Gesetzgebung zu rechtfertigen. Zahl-
reiche andere Gerichte weisen deshalb schon
die Klagen als unzulässig zurück. Ebenso ver-
halten sich bisher auch die Senate des Landes-
sozialgerichtes Berlin. Andere LSG haben bis-
her noch nicht entschieden.

Der Landesbeauftragte für Berlin, Sieg-
fried Jesse, gab einen Bericht zur politischen
Lage und Situation der Berliner TIG sowie den
Gesprächen mit Fraktionsvorsitzenden bzw.
Mitgliedern der Fraktionen des Berliner Ab-
geordnetenhauses der CDU, PDS und der FDP.

Das Mitglied des Vorstandes von ISOR e.V.

und Vizepräsident des Ostdeutschen Kurato-
riums der Verbände Dr. Gerhard Dylla infor-
mierte umfassend zu inhaltlichen Problemen
des II. Memorandums des Kuratoriums und
der geplanten Regionalkonferenz in Dessau.

Der Vorstand bestätigte einen Bericht der
Revisionskommission.

Reiseangebot der AG Freizeit
und Reisen der GBM

Von Mitglied zu Mitglied

Bulgarienurlaub:
Sie werden im 4-Sterne-Hotel Crown Plaza
direkt am Goldstrand wohnen. Der fein-
sandige flach abfallende Strand ist nur 350
m entfernt Die Anlage besteht aus zwei
Häusern, ein drei- und ein neu gebautes
Vier-Sterne-Haus, in dem wir für Sie Zim-
mer mit Meerblick, Balkon oder Terrasse,
Bad oder Dusche, WC, Föhn, Telefon, Kli-
maanlage, Sat. TV und Halbpension (Früh-
stück und Abendessen) gebucht haben.
Zusätzlich können Ausflüge in verschiede-
ne Gegenden Bulgariens oder nach Istan-
bul gebucht werden.
Information und Buchung bei TUK-INTER-
NATIONAL, 030/ 42 333 33 bzw. beim Lei-
ter des AK Freizeit-Reisen der GBM Gisbert
Graff 030/ 5658 7715 oder bei der Ge-
schäftsstelle der GBM, Weitlingstrasse 89,
10319 Berlin, Tel.: 030/55 78 397, Fax-Nr.:
030/555 63 55.
Termin: 22. 9. - 6. 10. 03, Preis: 578,00 e/DZ
Leistungen: GBM-Reiseleitung; Charter-
flug ab/an Berlin-Schönefeld; Transfers
Flughafen; Unterbringung im Hotel im
Doppelzimmer  evtl.  auch  Einzelzimmer;
Halbpension; Reisepreissicherungsschein.

Biete Ferienwohnung (80 qm, bis 5 Pers.) in
Wurzbach/Thüringer Frankenwald.
Tel./Fax.:036652 - 22347

�
Hotelpensionam  ehem.  „Seeschlösschen“
Niederspree b. Niesky in ruhiger Lage.
7 Ü/F f.2 Pers. für 250 e + Kind frei; HP: 5,– e;
Grillabend incl.; Fahrradverleih.
Pension Weiser Tel.: 035894-30470

�
Ferienwohnungen im Ostseebad Dierha-

gen/Fischland/Darß   in   unmittelbarer
Strandlage, ganzjährig nutzbar.
Tel. 0381- 700 6301

Horst Andruschow, Potsdam-Hubertusdamm

Lothar Bach, Leipzig
Gertrud Bartel, Wismar
Irene Berger, Halle
Rolf Biedermann, Zwickau
Hans-Georg Bienek, Harzgerode
Fred Burkhardt, Borna
Kurt Cichos, Brandenburg
Kurt Demmin, Altentreptow
Günter Döhler, Ilmenau
Rolf Gapsch, Gera
Manfred Günzel, Cottbus
Wolfgang Hammer, Strausberg
Ernst Hawich, Erfurt
Dora Herbrich, Erfurt
Dr.Otto Hennicke,Potsdam-Waldstadt
Rudi Höhn, Berlin-Pankow
Christa Joachimi, Berlin-Mitte
Rosemarie Karmaczin, Eichwalde
Günter Kaufmann, Berlin-Marzahn
Hildegard Kellner,Berlin-Hohenschausen
Irene Kießling, Berlin-Marzahn
Hermann Kranz, Aschersleben
Gerhard Kreisel, Bernburg
Hubert Kurzbach, Eisenach
Johanna Lehmann, Berlin-Mitte
Harry Liebing, Kagel
Vera Ludwig, Aschersleben
Karl-Heinz Oderwald, Potsd.-Hubertusdamm

Ursula Rau, Waren
Willi Ripke, Pößnick bei Dresden
Otto Ruppe, Berlin-Prenzlauer Berg
Gerhard Schneider, Berlin-Hohenschönhausen

Helmut Schlott, Klingenthal
Horst Schubert, Cottbus
Hans Seifert, Plauen
Jörg Strobel, Plauen
Dietrich Überall, Fredersdorf
Karl-Heinz Voffrei, Berlin-Friedrichsfelde
Joachim Walther, Chemnitz
Arno Wendt, Berlin-Pankow
Hans-Dieter Zillmann, Berlin-Treptow


